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Rundschreiben zum Gesetz zur Verhinderung missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen
Problem
Es kommt immer wieder vor, dass eine Vaterschaft missbräuchlich zum Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft anerkannt wird.
Mit dem „Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht“ sollen die Standesämter dazu angehalten werden, bei konkreten Hinweisen auf eine missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung das Verfahren aussetzen und die Ausländerbehörde zu informieren. Diese Mitteilungen könnten zur elektronischen Abwicklung in XPersonenstand definiert werden.
Lösung
Das EG spricht sich aus folgenden Gründen gegen eine Umsetzung der Nachrichten in XPersonenstand aus:
1. Das Gesetz schreibt für einige der notwendigen Kommunikationen die konventionelle Übermittlung vor.
2. Einige Mitteilungspflichten betreffen Kommunikationspartner, von denen keine ein Standesamt ist. Diese Mitteilungspflichten sind nicht in XPersonenstand zu beschreiben.
3. Es kann keine Einschätzung vorgenommen werden, ob die Fallzahlen den (finanziellen) Aufwand der Umsetzung in XPersonenstand rechtfertigen.
Der CR wir daher verworfen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Für das „Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht“ vom 20. Juli 2017 (Anlage 1) stimmen das BMI, das BMJ und der Verbraucherschutz derzeit ein Rundschreiben ab (Anlage 2), das beschreibt wie die Gesetzesregelungen zur Verhinderung missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen u. A. in den Standesämtern angewendet werden sollen.
In diesen Anwendungshinweisen für Standesämter wird festgelegt, dass bei Vorliegen konkreter Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung das Verfahren der Vaterschaftsanerkennung auszusetzen ist und dass dies vom Standesamt dem Geburtsstandesamt, das den Geburtseintrag des Kindes führt, und der zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen ist. 
Auf Basis dieser Mitteilung prüft die zuständige Ausländerbehörde, ob eine missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung vorliegt und teilt das Ergebnis ihrer Prüfung den beteiligten Standesämtern mit. 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Es ist zu prüfen, ob die in Gesetz und Rundschreibungen geforderten Mitteilungen in XPersonenstand definiert werden sollen. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-09-13
Gesetz und Rundschreiben sehen folgende Mitteilungen vor:
StA2StA(1B):
1. Mitteilung der Aussetzung an Geburtsstandesamt oder StA1B (elektronisch oder per Post)
StA2AB:
2. Mitteilung der Aussetzung (per Post, als PDF oder als E-Mail)
AB2StA(1B):
3. Verfahrenseinstellung an Geburtsstandesamt oder StA1B (schriftlich oder elektronisch)
4. Missbrauchsfeststellung an Geburtsstandesamt oder StA1B (beglaubigte Kopie des Verwaltungsaktes)
Es ist unklar, ob die erwarteten Fallzahlen eine elektronische Kommunikation rechtfertigen. Auch sind einige der notwendigen Benachrichtigungen explizit im Gesetz als konventionelle Kommunikation vorgeschrieben oder eignen sich nicht für eine strukturierte Übermittlung.
Auch bestehen im Prozess Mitteilungspflichten, an denen kein Standesamt beteiligt ist. Insofern ist XPersonenstand nicht der geeignete Ort für die Standardisierung.
Das EG spricht sich dagegen aus, die Prozesse und Mitteilungen zur Verhinderung von missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen in XPersonenstand aufzunehmen.
Der Änderungsantrag wird verworfen.

[bookmark: _GoBack]Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-15
Dieser CR wird aus Zeitgründen nicht auf der AG Test 2017-08 behandelt; er ist im Nachgang zu prüfen.
Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-22
Das Verwerfen des CRs erscheint auf Grundlage der vorgetragenen Argumentation (teilweise konventionelle Übermittlung; teilweise nicht via XPS beschreibbare Mitteilungsempfänger; unklare finanzielle Verhältnismäßigkeit einer Umsetzung) korrekt und nachvollziehbar.
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